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rüstungstechnologische Hin-
dernisse i m Wege. So gibt es
bislang kein gemeinsames
Budget für Militäreinsätze −
sowohl die Aktionen als auch
die Waffensysteme werden
aus den Haushalten der Mit-
gliedsstaaten bezahlt. Außer-
dem entscheiden die jeweili-
gen Parlamente über den Ein-
satz von Streitkräften, was ei-
ne einheitliche Position der
Europäer gefährden könnte.
Diese Meinungsverschieden-
heit wirdsich mit demBeitritt
der osteuropäischen Länder
zur EU noch verschärfen.
Denn spätestens i m Zuge
des dritten Golfkriegs wurde
klar, dass sich einige unter
ihnen hinsichtlich eines Mi-
litärbündnisses eher in Rich-
tung der Vereinigten Staaten
orientieren.
DiegrößtenSorgender Pla-

ner stellen die niedrigen Rüs-
tungsbudgets und die man-
gelhaftenlogistischenKapazi-
täten für eine europäische
Eingreiftruppe dar. Smart In-
vestment lautet deshalb die
Zauberformel. Auf die An-
schaffung schwerer Waffen,
die ohnehin kaum mehr ge-
braucht werden, will man in
Zukunft verzichten. Statt des-
sen konzentrieren sich die
Planungsstäbe auf die Bil-
dungvonopti mal ausgerüste-
tenSpezialeinheiten.
Doch selbst für den Fall,

dass weitere Gelder bereitge-
stellt werden, ist man noch
mit der fragmentierten Rüs-
tungsindustrie konfrontiert.
Denn bislang waren, wie Joa-
chimRohde von der Berliner
Stiftung Wissenschaft undPo-
litik, einem Think Tank des
deutschen Außenministe-
riums, schreibt, alle größe-
ren westeuropäischenLänder
bestrebt [ ], in möglichst vie-
len technologischinteressan-
tenoder rüstungspolitischre-
levanten Feldern eigene Ent-
wicklungs− und Produktions-
kapazitäten aufzubauen und
zuunterhalten, [deshalb] gibt
es in Europa für alle wichti-
gen Waffensysteme mehrere
Produzenten: 16 europäische
Kampffahrzeuganbieter ste-
hen beispielsweise drei in
den USAgegenüber.
Eine nach wie vor ange-

strebte europäische Rüs-
tungsagentur soll zu einer
Vereinheitlichung führen, um
die auf diese Weise in For-
schung und Entwicklung frei
gewordenen Gelder für An-
schaffungen frei zu machen.
Dies wirdsichvermutlich nur
gegenden Widerstandseitens
der Rüstungskonzerne umset-
zenlassen, die sich weiterhin
auf die jeweiligen nationalen
Märkte konzentrieren. Doch
nur dieser Ansatz ermöglicht
eine möglichst vollständige
Abkopplung von US−amerika-
nischen Anbietern, da die Mi-
litärplaner sich durch eine
Konzentration auf wenige
Waffensysteme auch höhere
Absatzzahlenund damit nied-
rigere Preiseerhoffen.
Die Bedeutung einer sol-

chen Abkopplung hinsicht-
lich zukünftiger Konflikte, bei
denenEuropaund USAmögli-
cherweise als Konkurrenten
auftreten, wird dadurch ver-
stärkt, dass Streitkräfte so-
wohl bei der Einsatzvorberei-
tungals auchbei der Wartung
währenddes Einsatzeszuneh-
mendvonindustrieller Unter-
stützungabhängigsind.

Ganz in diesemSinne wur-
den von Frankreich, Deutsch-
land, Belgien und Luxemburg
bei einem Treffen in Brüssel
Ende April konkrete Vorschlä-
ge gemacht. Sie sollenin den
Verfassungsvertrag der euro-
päischen Union mitaufgenom-
men werden. Dazu gehören −
wenig überraschend − die
"Schaffung einer Europäi-
schen Agentur für Entwick-
lungundBeschaffung militäri-
scher Fähigkeiten", die auch
dazu beitragensoll, ein güns-
tiges Umfeld für eine wettbe-
werbsfähigeeuropäische Rüs-
tungsindustrie zu schaffen
und die "Einrichtung eines
europäischen strategischen
Lufttransportkommandos bis
spätestens Juni 2004". Außer-
dem wird mit Nachdruck die
kollektive Fähigkeit zur Pla-
nungundFührungvonEinsät-
zen gefordert, uminder Lage
zu sein, ohne Rückgriff auf
Mittel undFähigkeitender Na-
to zu agieren. Deshalb soll in
Tervuren bei Brüssel eine eu-
ropäische Kommandozentra-
le eingerichtet werden. Und
schließlich: Die Errichtung ei-
nes gemeinsamen verlegba-
ren Hauptquartiers bis spä-
testens 2004.
Damit ist die Stoßrichtung

der Brüsseler Vorschlägeklar:
Mit den geforderten Maßnah-
men soll die Abkopplung von
Nato und USA in naher Zu-
kunft erreicht werden. Ob es
gelingen wird, die hegemonia-
le Position der Vereinigten
Staaten in Frage zu stellen,
hängt wesentlich von drei
Faktorenab:
Erstens müsste zumindest

ein Großteil der EU−Staaten
für diese Pläne gewonnen
werden. Doch Spanien, Itali-
en, Großbritanniensowieeini-
ge osteuropäische Länder kri-
tisiertenin der Vergangenheit
mehrfach, dieInitiative drohe
die Beziehungenzuden Verei-
nigten Staaten zu untergra-
ben. Zweitens müssendie Plä-
ne gegen den möglichen Wi-
derstand der Rüstungsindus-
trie durchgesetzt werden.
Und drittens müssten die Gel-
derfür diese Vorschläge auch
tatsächlich bereitgestellt wer-
den. Doch von einemgemein-
samen europäischen Militär-
etatistin der Brüsseler Erklä-
rungnicht die Rede.
LetztenEndes wird die wei-

tere Entwicklung davon ab-
hängen, ob eine Mehrheit der
EU−Staatenihre nationalenIn-
teressen und die Schaffung
opti maler Bedingungen der
Kapitalverwertung eher in ei-
nemeuropäischen Militärver-
bund wahrgenommen sieht,
oder ob sie sich aus den glei-
chen Gründen den Vereinig-
ten Staaten und der Nato zu-
ordnet. Dies verdeutlichen
auchzwei AussagenvonTony
Blair und Jacques Chirac von
Anfang Mai. Während Blair
sichfür eine "unipolare Welt"
unter der Führung Washing-
tons aussprach, nannte Chi-
rac das Ziel einer multipola-
ren Ordnung. Dieses Plädoyer
für eine multipolare Weltord-
nungist ein Plädoyer für eine
vermeintlich pazifistische
Machtpolitik, die Krieg aus-
drücklichi mKalkül hat.

ThorstenFuchshuber
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EUgoes military

Der Plan einer
Europäischen
Militärunionist

bereitsüber 50Jahre
alt. Dochso gepusht
wie heute wurde das
Projekt noch nie.

Unklar bleibt, ob und
wann dasZiel, die
US−Hegemoniein
Fragezu stellen,
erreicht wird.

Artemis− so wurdeimalten
Griechenland die Göttin der
Jagd gerufen. Artemis lautet
auch der Name des zweiten
Waffengangs, den die EU un-
abhängig von den USA und
der Nato durchführt. Wer
oder was i m Verlauf dieser
"humanitären Intervention"
i mKongo gejagt werden soll,
darüber darf spekuliert wer-
den. Rund1.400Soldatensind
dort unter französischem
Kommando i m Einsatz, um
die Konfliktparteien zu tren-
nen und wohl auch, um den
Abbau und die Ausfuhr wert-
voller Rohstoffezusichern.
Sicher ist jedenfalls, dass

dieEUmit diesemEinsatz der
Verwirklichung einer eigen-
ständigen Europäischen Si-
cherheits− und Verteidigungs-
politik(ESVP) erneut ein gro-
ßes Stück näher gekommen
ist. Zwarstellt deri mMärzer-
folgte Einsatz von EU−Trup-
penin Mazedonien die erste
Peacekeeping−Mission los-
gelöst vonder Natodar, doch
dieser kannangesichts derlo-
gistischen Unterstützung
durch das transatlantische
Bündnis eher als Probelauf
gelten. Im Kongo dagegen
handelt die EUauf eigeneIni-
tiative sowohl politisch ver-
antwortlichals auchvollstän-
dig autonom. Die Interven-
tion i m Kongo sei ein weit
größerer Testfür die Anstren-
gungender EU, einen militäri-
schen Flügel zu entwickeln,
der unabhänig von der Nato
ist, urteilteauchdie Washing-
tonPost.
AmEnde dieser Bemühun-

gen steht der Aufbau der Eu-
ropäischen Sicherheits− und
Verteidigungsunion (ESVU).
Siesoll die EUauf Augenhöhe
mit den USA bringen − und
deshalb auch rüstungsindus-
triell unabhängig werden.

Das Konzept einer ESVUist
indessen nicht neu: Erste Ver-
suche, eine europäische Mili-
tärunion zu errichten, gab es
bereits Mitte der fünfziger
Jahre. Schon damals lag ein
Schwerpunkt der Überlegun-
gen in einer gemeinsamen
Rüstungspolitik.

Nationale
Militärautonomie
weiterhin gefragt
Das Projekt scheiterte je-

doch, da die verschiedenen
Nationalstaaten zu autono-
men militärischen Operatio-
nen befähigt bleiben wollten.
Es scheiterte auch an einer
fehlenden europäischen Rüs-
tungsagentur, dieeineeinheit-
liche Bedarfsplanung ermög-
licht hätte, sowie am Wider-
stand der europäischen Rüs-
tungsindustrie, die mehr an
ihrem jeweiligen nationalen
Markt interessiert war als am
internationalen Wettbewerb.
Damit sind die Problemberei-
che benannt, die auch heute
noch die wesentlichen Hin-
dernisse auf dem Weg zu ei-
ner ESVUdarstellen.
Auf den EU−Gipfeln von

Köln und Helsinki 1999 wag-
ten die Staats− und Regie-
rungschefs einen neuen An-
lauf. Der dort beschlossene
Reformkatalog konzentrierte
sich vor allemauf das so ge-
nannte Headline Goal: Dem-
nachsoll dieEUbis Ende2003
inder Lagesein, binnen60 Ta-
gen eine schnelle Eingreif-
truppe mit einer Stärke von
rund 60.000 Soldaten in ein
Krisengebiet zu verlegen und
mindestens ein Jahr i m Ein-
satz zuhalten.
Die langfristigen Ziele rei-

chen jedoch wesentlich wei-
ter. Während ein Teil der Pro-

tagonisten der ESVU deren
Einbindungindie Natoi mSin-
ne strategischer Kooperation
einfordern, plädieren andere
für einevollständigautonome
militärische Handlungsfähig-
keit der EU.
Keinesfalls besteht dabei

die illusionäre Absicht, einen
Militärapparat aufzubauen,
der sich mitjenemder USAin
quantitativer Hinsicht mes-
sen kann. Die Strategen set-
zenauf Effizienz. Soformulier-
te etwa der frühere französi-
sche Außenminister Hubert
Védrine den Anspruch, weni-
ger si mplistisch als die USA,
aber ähnlich wirkungsvoll zu
agieren.
Die USA betrachten die

Schnelligkeit, mit der die ES-
VU vorangetrieben wird, mit
Sorge. Weit mehr als die Vor-
stellung, die Europäer könn-
teninkurzer Zeit zueiner den
Vereinigten Staaten vergleich-
baren Militärmacht werden,
fürchtet mani mWeißen Haus
ein Auftreten der EU als ver-
festigte politische Einheit,
die − ohne ein Vetorecht der
einzelnen Mitgliedsländer −
mit einer Sti mme sprechen
könnte.

Effizienz durch Smart
Investment
Doch genau diese militär-

politische europäischeIdenti-
tät ist eines der Ziele. Staats-
präsident Chirac betonte be-
reits i m Mai 2000, dass Euro-
paals Wertegemeinschaft und
Weltmacht nur dann wahrge-
nommen werden könne,
wenn es seine Werte und In-
teressen notfalls auch militä-
rischverteidige.
Andererseits stehen den

Bemühungenumeinefunktio-
nierende ESVUzahlreiche po-
litische, ökonomische und
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EUaufdemWegzur Militäreinheit: Bei inter−europäischenSchießübungenin Mazedonienlernen die verschiedenen Corps den
gemeinsamen Einsatz. (Fotos: Danièle Weber)
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Die neue
EU−Militär−Macht übt

auf demBalkan.
Die erste Mission der

Euforist eine Premiere,
bei der sich die Soldaten

aufs Beobachten
konzentrieren müssen.
Der Ernstfall könnte
jedochschneller
eintreffen alses
ihnenliebist.

Der 25. Mai ist keinTag wie
jederandere. InVaksince, der
Kleinstadt i m Nordwesten
Mazedoniens, hat sich an
diesem Sonntagnachmittag
alt und jung auf dem Markt-
platz zusammengefunden.
Mit ernster Mine tragen ein
paar Männer in Plastik
gehüllte Kränze über den
Platz undlegen sie an einem
kleinen Denkmal nieder. Hier
an dieser Stelle wurde vor
zwei Jahren der UCK−Com-
mandant Tigri erschossen.
Tigri hat, wie viele der Män-
ner, die hier versammelt
sind, für die Schwesterorga-
nisation der gleichnamigen
Organisation im Kosovo, die
so genannte albanische Be-
freiungsarmee, gekämpft.
Seiner und anderer gefalle-
ner UCK−Kämpfer wird heute
in Vaksincegedacht.

Pro−UCK−Trauerfeiern
Das rote Fahnenmeerlässt

keine Zweifel: Auch heute
noch, zwei Jahre nach der
Unterzeichnung des Frie-
densabkommens von Ohrid,
sind die Symbole des albani-
schen "Befreiungkampfes"für
die Menschen hier von gro-
ßer Bedeutung. AnTagen wie
diesemMaisonntagsoll auch
dafür gesorgt werden, dass
der Kult des gemeinsamen
Kampfes weiterlebt. ZumBei-
spiel in den Köpfen der Kin-
der, die stolz auf der Bühne
stehen, albanische Hymnen
singen und dabei selbst ge-
bastelte Plakate mit Fotosih-
rer gefallenen Angehörigen
hochheben.
Wie in Vaksince finden in

diesen Wochen in vielen Or-
tenindenalbanischenGebie-
ten Mazedoniens ähnliche
Gedenkfeiernstatt. Die Feier-
lichkeiten sind zugleich Pro-
testveranstaltungen: Die
Menschen hier sind unzufrie-

den mit der Umsetzung des
Friedensabkommens, sie füh-
lensichin Mazedonieni mmer
noch nicht gleichberechtigt.
Unmutsäußerungen dieser
Art sindstets Teil des offiziel-
len Programms. Ebenso der
obligatorische Stand auf der
Motorhaube eines PKWs, an
demes die Fähnchen der in-
zwischen verbotenen UCK −
sowie US− und Nato−Flaggen−
zukaufengibt.
"Mit der Hilfe Amerikas"

werde manzuseinen Rechten
kommen, hofft der ehemalige
UCK−Commandant Nai mHalili
und stellt klar: "Für den Fall,
dass das Friedensabkommen
von Ohrid nicht umgesetzt
wird, werden wir wieder zu
den Waffengreifen."
Seit April sind es jedoch

nicht mehr die USA sondern
ist es die EU, diein Mazedoni-
en den Frieden sichern soll.
Rund 350 Männer und Frauen
aus 27 Nationen der erweiter-
ten Europäischen Union sind
noch mindestens bis Septem-
ber Teil einer Premiere auf
demBalkan: dieerste militäri-
sche Mission der EU. Eufor
heißt die neue internationale
Truppe, die in Mazedonien
die Mission "Concorde" aus-
führt. Der einzige Luxembur-
ger vor Ort, Major Alain
Arendt, ist zuständig für das
Finanzmanagement der Eufor−
Mission. Eine spezielle Vorbe-
reitung habe erin Luxemburg
nicht genossen, so Arendt,
dies sei nicht nötig, da sich
"Concorde" nicht großvonan-
deren Auslandsmissionen un-
terscheide.
In Nato−Kreisen wird die

erste EU−Mission auch gerne
als "Micky−Mouse−Mission"
bezeichnet. Wenig schmei-
chelhaft für eine EU, die doch
eher das Bild der "etwas an-
deren" Großmacht i m Kom-
men abgeben will. Der Ober-
befehlshaber der Euforin Ma-

zedonien übt sichin Selbstsi-
cherheit: "L' Otanaapportéun
premier élément solide de so-
lutions militaires", sagt Pierre
Maral, General−Major der
französischen Armee. "Une
action militaire de l' Union
Européenne s'intègre dans un
dispositif beaucoup plus glo-
bal degestiondecrise."

Zeigen, was man
drauf hat
Es sei höchste Zeit gewor-

den, dass die EUnun endlich
zeigt, "ce dont elle est ca-
pable", betont seinerseits der
EU−Sonderbeauftragte Alexis
Brouhns. Der Belgier hat sein
Büro nicht i m militärischen
Headquarter der Eufor am
Rande von Skopje, sondern
mitten in der Stadt. Hier in
der Fußgängerzone, i m drit-
tenStockeiner Ladenpassage
sitzt der zivile Teil der EU−
Mission. "Celafait quatre ans,
quel' Unioneuropéenne déve-
loppe ses capacités militaires
et al'ambition de développer
une véritable capacité d'ac-
teur sur le plan stratégique."
Wieso Mazedonien? Das Land
sei ideal, weil die EUhier seit
2001 "un rôle particulier" ge-
spielt habe, so Brouhns.
Militärisch gesehen könnte

diese EU−Premiere spannen-
der werden, als ursprünglich
angenommen. In den vergan-
genen Wochen war es wieder-
holt zu Zwischenfällen ge-
kommen: Schüsse auf die Ka-
serne in Tetovo, Straßenblo-
ckaden und Bombenanschlä-
ge−fasti mmer hat sichdie Al-
banische Nationalarmee
(AKSh), die als Nachfolgeor-
ganisation der UCK gilt, zu
denAnschlägenbekannt.
Trotz dieser Zwischenfälle

ist weder die militärische
noch die politische Führung
der EUin Mazedonienbeunru-
higt. "La situation reste fragi-

le", räumt Alexis Brouhns ein,
mansei jedochviel besser or-
ganisiert als vor zwei Jahren.
Auch Pierre Maral schätzt
die Lage ähnlich ein. Die Be-
völkerung habe verstanden,
dass "son intérêt n'était
plus dansles aventures mili-
taires, mais dans une per-
spective positiveversl' Union
Européenne".
Jeden Tag fliegen die Heli-

kopter der Eufor über das hü-
geligeLand, indemrundzwei
Millionen Menschen leben.
Wieviele davonAlbaner sind,
ist nicht endgültig geklärt,
Schätzungen nach sind es
zwischen 20 und 30 Prozent,
die Resultate der jüngsten
Volkszählungi mvergangenen
Jahr wurden noch nicht ver-
öffentlicht. "Wir wollen vor
allem Präsenz zeigen", sagt
Lieutenant−Colonel Patrick
Meskens. Die großen blauen
EU−Flaggen, dieeigensfür die-
se Mission auf die Hub-
schrauber der belgischen Ar-
mee gepinselt wurden, seien
gut sichtbar für alle, und die
EU−Präsenz beruhige die
Menschenin Mazedonien.
AuchdienationalenUnifor-

men der Eufor−Soldaten wur-
den aufgemotzt: Auf demÄr-
mel prangt jetzt ein "Eu-
for"−Emblem. "Damit lässt
sichs besser arbeiten als mit
Nato−Abzeichen", sagt Mario
Oertel, Oberleutnant der
deutschen Bundeswehr. Vor
allembei deni mGrenzgebiet
lebenden Serben riefen die
Nato−Zeichen eher negative
Assoziationen hervor. Doch
mit den Symbolen ist das so
eine Sache. Oertel trägt an
seinemÄrmel nicht das sonst
übliche grüne Eufor−Emblem
mit Concorde−Aufschrift, son-
dern die blaue EU−Flagge mit
den gelben Sternen. Der offi-
zielle Aufnäher sehe leider
dem Symbol der mazedoni-
schen Armee etwas ähnlich.
"Das kommt hier in den alba-
nischen Dörfern nicht gut
an", beschreibt Oertel die
Planungspanne, "wir haben
deshalb beantragt, das EU−
Zeichen weiter zutragen."
Oertel ist Teil eines so

genannten "Field Liaison
Teams" der Eufor. Solche
Truppen, die nicht in Kaser-
nen auf der grünen Wiese
sondern i m Ortskern statio-
niert sind, sollendenKontakt
zur Bevölkerung pflegen.
Auch sie sind hauptsächlich
dazu da, Militärpräsenz zu
zeigen. Dabei zuzugucken,
wie so manch illegales Trei-
ben in den Tälern und Wäl-
dern des Grenzgebiets i m
Nordwesten Mazedoniens
vor sichgeht, gehört zumAll-
tag der Soldaten. "Jeden Mor-
gen, wennichjogge, kommen
mir mindestens fünf Trans-
porter mit Schmuggelware
entgegen", berichtet Ober-
stabsfeldwebel Frank Meyer.
Ein Polizei mandat hat die Eu-
for nicht. "Die grüßen dann
freundlich− alle wissen, dass
wir nichts tun können", fügt
Meyerlachendhinzu.
Auch bei der Zerstörung

wieder aufgebauter Häuser
kann die Eufor gewisserma-
ßen nur zuschauen. ImKreis
Lipkovo wurdenüber 40 Häu-
ser von MazedonierInnen, die
vor demKrieg hier gelebt ha-
ben und deren Häuser nach
dem Krieg wieder aufgebaut
worden waren, erneut zer-
stört. "Die Albaner wollen

EUFOR−PREMIERE

Übenfür den Ernstfall
nicht, dass diese Leute zu-
rückkommen", erklärt Mario
Oertel. Er steht vor einem
Haus in Opae, das bereits
zwei Mal wieder komplett re-
noviert wurde. "Hier wurden
sogar die Stromkabel rausge-
zogen", regt sich Oertel auf.
"Jetzt wird das Haus wohl für
wenig Geld an die Nachbarn
verkauft." Die meisten Dörfer
in der Gegend sind seit dem
Krieg "ethnisch gesäubert",
hier leben 100 Prozent Alba-
nerInnen − und das soll auch
sobleiben.
Doch die ethnischen Diffe-

renzen stellen i m heutigen
Mazedonien nicht das Haupt-
problem der Menschen dar.
Im Rido, dem Café am Dorf-
platz in Matece treffen sich
die Männer des Ortes, umzu
erfahren, was los ist. Zeit hat
hier nahezu jeder i m Über-
fluss. Die Arbeitslosenrate
liegt bei 90 Prozent. "Wir sind
unzufrieden mit der neuenRe-
gierung", sagt Atulla Memeti,
der in Lipkovo imGemeinde-
rat sitzt. Politischgesehenha-
besichdieLageleicht verbes-
sert, ergänzt der Rentner Sa-
mi Zendezi, den einige Knei-
penbesucher eigens für die
Journalisten herbeigeholt ha-
ben. Ökonomisch allerdings
sei die Lagekatastrophal. Von
den4.300 Menschen habenin
Matece gerade einmal 20 ei-
nenJob. Das spreche wohl für
sich, sagt Zendezi, der sich
neben Arbeitsplätzen für die
Zukunft wünscht, dass Maze-
donien gute Beziehungen zu
den unmittelbaren Nachbar-
staatenaufbaut.

Schmuggelzone−
militärisch abgesichert
Zur AKSh wollen sich alle

nicht äußern − "ich glaube
nicht, dass es eine neue Krise
geben wird", sagt der örtliche
Polizist. Man höre zwar Ge-
rüchte über bewaffnete Grup-
pen, doch mit deneigenenAu-
gen gesehen habe man bis-
lang nichts, so Zendezi.
Schräg gegenüber vom Rido
liegt ein verrosteter T55 auf
demKopf. Der russische Pan-
zer der mazedonischen Ar-
mee wurde während des Krie-
ges erobert, und soll jetzt
zum Kriegsdenkmal umfunk-
tioniert werden.
Dennoch: Die EU−Premiere

ist nurfür sechs Monateange-
legt, die Mission Concorde
geht offiziell i mSeptember zu
Ende. Es sei zu früh, abzuse-
hen, ob die Eufor sich dann
tatsächlich zurückziehen
wird, so Alexis Brouhns. "Une
mission qui se termine dans
les délais?" fragt der militäri-
sche Oberbefehslhaber Pierre
Maral, "cela peut arriver".
Vor Ort sehen es die Eufor−
Soldaten anders: "Wer glaubt,
dass abSeptember hier keine
Militärs mehr gebraucht wer-
den, ist schief gewickelt",
stellt Oberstabsfeldwebel
Frank Meyer klar. Obdieerste
Mission der Eufor verlän-
gert wird, wird sich mögli-
cherweise erst kurz vor
Schluss herausstellen.

Danièle Weber

Zerstörte Moscheeimalbanischen Dorf Matece: Die UCK−Fahne zeigt an, wo es auchinFriedenszeitenlanggehensoll.


